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Sozialgesetzbuch (SGB) Erstes Buch (I)
– Allgemeiner Teil –

(SGB I)
Vom 11. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3015)

Zuletzt geändert durch
OZG-Änderungsgesetz

vom 19. Juli 2024 (BGBl. I Nr. 245)1)

Inhaltsübersicht

Artikel I
Allgemeiner Teil

Erster Abschnitt
Aufgaben des Sozialgesetzbuchs und
soziale Rechte

§1 Aufgaben des Sozialgesetzbuchs
§2 Soziale Rechte
§3 Bildungs- und Arbeitsförderung
§4 Sozialversicherung
§5 Soziale Entschädigung
§6 Minderung des Familienaufwands
§7 Zuschuß für eine angemessene Wohnung
§8 Kinder- und Jugendhilfe
§9 Sozialhilfe
§10 Teilhabe behinderter Menschen

Zweiter Abschnitt
Einweisungsvorschriften

Erster Titel
Allgemeines über Sozialleistungen und
Leistungsträger

§11 Leistungsarten
§12 Leistungsträger
§13 Aufklärung
§14 Beratung
§15 Auskunft
§16 Antragstellung
§17 Ausführung der Sozialleistungen

Zweiter Titel
Einzelne Sozialleistungen und zuständige
Leistungsträger

§18 Leistungen der Ausbildungsförderung
§19 Leistungen der Arbeitsförderung
§19a Leistungen der Grundsicherung für Arbeits-

uchende
§19b Leistungen bei gleitendem Übergang älterer

Arbeitnehmer in den Ruhestand
§20 (weggefallen)
§21 Leistungen der gesetzlichen Kranken-

versicherung
§21a Leistungen der sozialen Pflegeversicherung
§21b Leistungen bei Schwangerschaftsabbrüchen
§22 Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung
§23 Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung

einschließlich der Alterssicherung der Landwirte
§24 Leistungen der Sozialen Entschädigung

§24a Leistungen der Soldatenentschädigung
§25 Kindergeld, Kinderzuschlag, Elterngeld und

Leistungen für Bildung und Teilhabe
§26 Wohngeld
§27 Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe
§28 Leistungen der Sozialhilfe
§28a Leistungen der Eingliederungshilfe
§29 Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe

behinderter Menschen

Dritter Abschnitt
Gemeinsame Vorschriften für alle
Sozialleistungsbereiche dieses
Gesetzbuchs

Erster Titel
Allgemeine Grundsätze

§30 Geltungsbereich
§31 Vorbehalt des Gesetzes
§32 Verbot nachteiliger Vereinbarungen
§33 Ausgestaltung von Rechten und Pflichten
§33a Altersabhängige Rechte und Pflichten
§33b Lebenspartnerschaften
§33c Benachteiligungsverbot
§34 Begrenzung von Rechten und Pflichten
§35 Sozialgeheimnis
§36 Handlungsfähigkeit
§36a Elektronische Kommunikation
§37 Vorbehalt abweichender Regelungen

Zweiter Titel
Grundsätze des Leistungsrechts

§38 Rechtsanspruch
§39 Ermessensleistungen
§40 Entstehen der Ansprüche
§41 Fälligkeit
§42 Vorschüsse
§43 Vorläufige Leistungen
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§45 Verjährung
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§49 Auszahlung bei Unterbringung
§50 Überleitung bei Unterbringung
§51 Aufrechnung
§52 Verrechnung
§53 Übertragung und Verpfändung
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1) Die am 1. Januar 2025 in Kraft tretenden Änderungen durch das Gesetz über die Entschädigung der Soldatinnen und Soldaten und zur
Neuordnung des Soldatenversorgungsrechts vom 20. August 2021 (BGBl. I S. 3932) und durch das Achte Gesetz zur Änderung des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2759) sind eingearbeitet.
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§55 (weggefallen)
§56 Sonderrechtsnachfolge
§57 Verzicht und Haftung des Sonderrechtsnach-

folgers
§58 Vererbung
§59 Ausschluß der Rechtsnachfolge

Dritter Titel
Mitwirkung des Leistungsberechtigten

§60 Angabe von Tatsachen
§61 Persönliches Erscheinen
§62 Untersuchungen
§63 Heilbehandlung

§64 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
§65 Grenzen der Mitwirkung
§65a Aufwendungsersatz
§66 Folgen fehlender Mitwirkung
§67 Nachholung der Mitwirkung

Vierter Abschnitt
Übergangs- und Schlussvorschriften

§68 Besondere Teile dieses Gesetzbuches
§69 Stadtstaaten-Klausel
§70 Überleitungsvorschrift zum Verjährungsrecht
§71 Überleitungsvorschrift zur Übertragung,

Verpfändung und Pfändung
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Artikel I
Allgemeiner Teil

Erster Abschnitt
Aufgaben des Sozialgesetzbuchs und soziale Rechte

§1 Aufgaben des Sozialgesetzbuchs
(1) 1Das Recht des Sozialgesetzbuchs soll zur Verwirkli-
chung sozialer Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit So-
zialleistungen einschließlich sozialer und erzieherischer
Hilfen gestalten. 2Es soll dazu beitragen,
– ein menschenwürdiges Dasein zu sichern,
– gleiche Voraussetzungen für die freie Entfaltung der

Persönlichkeit, insbesondere auch für junge Men-
schen zu schaffen,

– die Familie zu schützen und zu fördern,
– den Erwerb des Lebensunterhalts durch eine frei ge-

wählte Tätigkeit zu ermöglichen und
– besondere Belastungen des Lebens, auch durch Hilfe

zur Selbsthilfe, abzuwenden oder auszugleichen.
(2) Das Recht des Sozialgesetzbuchs soll auch dazu
beitragen, daß die zur Erfüllung der in Absatz 1 ge-
nannten Aufgaben erforderlichen sozialen Dienste und
Einrichtungen rechtzeitig und ausreichend zur Verfü-
gung stehen.

§2 Soziale Rechte
(1) 1Der Erfüllung der in § 1 genannten Aufgaben dienen
die nachfolgenden sozialen Rechte. 2Aus ihnen können
Ansprüche nur insoweit geltend gemacht oder herge-
leitet werden, als deren Voraussetzungen und Inhalt
durch die Vorschriften der besonderen Teile dieses Ge-
setzbuchs im einzelnen bestimmt sind.
(2) Die nachfolgenden sozialen Rechte sind bei der
Auslegung der Vorschriften dieses Gesetzbuchs und bei
der Ausübung von Ermessen zu beachten; dabei ist si-
cherzustellen, daß die sozialen Rechte möglichst weit-
gehend verwirklicht werden.

§3 Bildungs- und Arbeitsförderung
(1) Wer an einer Ausbildung teilnimmt, die seiner Nei-
gung, Eignung und Leistung entspricht, hat ein Recht auf
individuelle Förderung seiner Ausbildung, wenn ihm die
hierfür erforderlichen Mittel nicht anderweitig zur Ver-
fügung stehen.
(2) Wer am Arbeitsleben teilnimmt oder teilnehmen will,
hat ein Recht auf
1. Beratung bei der Wahl des Bildungswegs und des

Berufs,
2. individuelle Förderung seiner beruflichen Weiterbil-

dung,
3. Hilfe zur Erlangung und Erhaltung eines angemesse-

nen Arbeitsplatzes und
4. wirtschaftliche Sicherung bei Arbeitslosigkeit und bei

Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers.

§4 Sozialversicherung
(1) Jeder hat im Rahmen dieses Gesetzbuchs ein Recht
auf Zugang zur Sozialversicherung.
(2) 1Wer in der Sozialversicherung versichert ist, hat im
Rahmen der gesetzlichen Kranken-, Pflege-, Unfall- und

Rentenversicherung einschließlich der Alterssicherung
der Landwirte ein Recht auf
1. die notwendigen Maßnahmen zum Schutz, zur Er-

haltung, zur Besserung und zur Wiederherstellung
der Gesundheit und der Leistungsfähigkeit und

2. wirtschaftliche Sicherung bei Krankheit, Mutter-
schaft, Minderung der Erwerbsfähigkeit und Alter.

2Ein Recht auf wirtschaftliche Sicherung haben auch die
Hinterbliebenen eines Versicherten.

§5 Soziale Entschädigung
1Wer einen Gesundheitsschaden erleidet, für dessen
Folgen die staatliche Gemeinschaft in Abgeltung eines
besonderen Opfers oder aus anderen Gründen nach
Grundsätzen des Sozialen Entschädigungsrechts ein-
steht, hat ein Recht auf
1. die notwendigen Maßnahmen zur Erhaltung, zur

Besserung und zur Wiederherstellung der Gesundheit
und der Leistungsfähigkeit und

2. angemessene wirtschaftliche Versorgung.
2Ein Recht auf angemessene Leistungen der Sozialen
Entschädigung haben auch die Hinterbliebenen eines
Geschädigten.

§6 Minderung des Familienaufwands
Wer Kindern Unterhalt zu leisten hat oder leistet, hat ein
Recht auf Minderung der dadurch entstehenden wirt-
schaftlichen Belastungen.

§7 Zuschuß für eine angemessene Wohnung
Wer für eine angemessene Wohnung Aufwendungen
erbringen muß, die ihm nicht zugemutet werden kön-
nen, hat ein Recht auf Zuschuß zur Miete oder zu ver-
gleichbaren Aufwendungen.

§8 Kinder- und Jugendhilfe
1Junge Menschen und Personensorgeberechtigte haben
im Rahmen dieses Gesetzbuchs ein Recht, Leistungen
der öffentlichen Jugendhilfe in Anspruch zu nehmen.
2Sie sollen die Entwicklung junger Menschen fördern
und die Erziehung in der Familie unterstützen und er-
gänzen.

§9 Sozialhilfe
1Wer nicht in der Lage ist, aus eigenen Kräften seinen
Lebensunterhalt zu bestreiten oder in besonderen Le-
benslagen sich selbst zu helfen, und auch von anderer
Seite keine ausreichende Hilfe erhält, hat ein Recht auf
persönliche und wirtschaftliche Hilfe, die seinem beson-
deren Bedarf entspricht, ihn zur Selbsthilfe befähigt, die
Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft ermöglicht
und die Führung eines menschenwürdigen Lebens si-
chert. 2Hierbei müssen Leistungsberechtigte nach ihren
Kräften mitwirken.

§10 Teilhabe behinderter Menschen
Menschen, die körperlich, geistig oder seelisch behin-
dert sind oder denen eine solche Behinderung droht,
haben unabhängig von der Ursache der Behinderung zur
Förderung ihrer Selbstbestimmung und gleichberechtig-
ten Teilhabe ein Recht auf Hilfe, die notwendig ist, um
1. die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu

mindern, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder ihre
Folgen zu mildern,

I SGB I: Allgemeiner Teil §§ 1– 10
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2. Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit oder Pflege-
bedürftigkeit zu vermeiden, zu überwinden, zu min-
dern oder eine Verschlimmerung zu verhüten sowie
den vorzeitigen Bezug von Sozialleistungen zu ver-
meiden oder laufende Sozialleistungen zu mindern,

3. ihnen einen ihren Neigungen und Fähigkeiten ent-
sprechenden Platz im Arbeitsleben zu sichern,

4. ihre Entwicklung zu fördern und ihre Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft und eine möglichst selb-
ständige und selbstbestimmte Lebensführung zu er-
möglichen oder zu erleichtern sowie

5. Benachteiligungen auf Grund der Behinderung ent-
gegenzuwirken.

Zweiter Abschnitt
Einweisungsvorschriften

Erster Titel
Allgemeines über Sozialleistungen und

Leistungsträger

§11 Leistungsarten
1Gegenstand der sozialen Rechte sind die in diesem
Gesetzbuch vorgesehenen Dienst-, Sach- und Geldleis-
tungen (Sozialleistungen). 2Die persönliche und erzie-
herische Hilfe gehört zu den Dienstleistungen.

§12 Leistungsträger
1Zuständig für die Sozialleistungen sind die in den §§ 18
bis 29 genannten Körperschaften, Anstalten und Be-
hörden (Leistungsträger). 2Die Abgrenzung ihrer Zu-
ständigkeit ergibt sich aus den besonderen Teilen dieses
Gesetzbuchs.

§13 Aufklärung
Die Leistungsträger, ihre Verbände und die sonstigen in
diesem Gesetzbuch genannten öffentlich-rechtlichen
Vereinigungen sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit die Bevölkerung über die Rechte und Pflich-
ten nach diesem Gesetzbuch aufzuklären.

§14 Beratung
1Jeder hat Anspruch auf Beratung über seine Rechte und
Pflichten nach diesem Gesetzbuch. 2Zuständig für die
Beratung sind die Leistungsträger, denen gegenüber die
Rechte geltend zu machen oder die Pflichten zu erfüllen
sind.

§15 Auskunft
(1) Die nach Landesrecht zuständigen Stellen, die Träger
der gesetzlichen Krankenversicherung und der sozialen
Pflegeversicherung sind verpflichtet, über alle sozialen
Angelegenheiten nach diesem Gesetzbuch Auskünfte zu
erteilen.
(2) Die Auskunftspflicht erstreckt sich auf die Benen-
nung der für die Sozialleistungen zuständigen Leis-
tungsträger sowie auf alle Sach- und Rechtsfragen, die
für die Auskunftsuchenden von Bedeutung sein können
und zu deren Beantwortung die Auskunftsstelle im-
stande ist.
(3) Die Auskunftsstellen sind verpflichtet, untereinander
und mit den anderen Leistungsträgern mit dem Ziel zu-

sammenzuarbeiten, eine möglichst umfassende Aus-
kunftserteilung durch eine Stelle sicherzustellen.
(4) Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung sol-
len über Möglichkeiten zum Aufbau einer staatlich ge-
förderten zusätzlichen Altersvorsorge produkt- und an-
bieterneutral Auskünfte erteilen.

§16 Antragstellung
(1) 1Anträge auf Sozialleistungen sind beim zuständigen
Leistungsträger zu stellen. 2Sie werden auch von allen
anderen Leistungsträgern, von allen Gemeinden und bei
Personen, die sich im Ausland aufhalten, auch von den
amtlichen Vertretungen der Bundesrepublik Deutsch-
land im Ausland entgegengenommen.
(2) 1Anträge, die bei einem unzuständigen Leistungsträ-
ger, bei einer für die Sozialleistung nicht zuständigen
Gemeinde oder bei einer amtlichen Vertretung der Bun-
desrepublik Deutschland im Ausland gestellt werden,
sind unverzüglich an den zuständigen Leistungsträger
weiterzuleiten. 2Ist die Sozialleistung von einem Antrag
abhängig, gilt der Antrag als zu dem Zeitpunkt gestellt,
in dem er bei einer der in Satz 1 genannten Stellen
eingegangen ist.
(3) Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzu-
wirken, daß unverzüglich klare und sachdienliche An-
träge gestellt und unvollständige Angaben ergänzt
werden.

§17 Ausführung der Sozialleistungen
(1) Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzu-
wirken, daß
1. jeder Berechtigte die ihm zustehenden Sozialleistun-

gen in zeitgemäßer Weise, umfassend und zügig er-
hält,

2. die zur Ausführung von Sozialleistungen erforderli-
chen sozialen Dienste und Einrichtungen rechtzeitig
und ausreichend zur Verfügung stehen,

3. der Zugang zu den Sozialleistungen möglichst ein-
fach gestaltet wird, insbesondere durch Verwendung
allgemein verständlicher Antragsvordrucke und

4. ihre Verwaltungs- und Dienstgebäude frei von Zu-
gangs- und Kommunikationsbarrieren sind und Sozi-
alleistungen in barrierefreien Räumen und Anlagen
ausgeführt werden.

(2) 1Menschen mit Hörbehinderungen und Menschen
mit Sprachbehinderungen haben das Recht, bei der
Ausführung von Sozialleistungen, insbesondere auch
bei ärztlichen Untersuchungen und Behandlungen, in
Deutscher Gebärdensprache, mit lautsprachbegleiten-
den Gebärden oder über andere geeignete Kommuni-
kationshilfen zu kommunizieren. 2Die für die Sozialleis-
tung zuständigen Leistungsträger sind verpflichtet, die
durch die Verwendung der Kommunikationshilfen ent-
stehenden Kosten zu tragen. 3§ 5 der Kommunikations-
hilfenverordnung in der jeweils geltenden Fassung gilt
entsprechend.
(2a) § 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes gilt in
seiner jeweils geltenden Fassung bei der Ausführung
von Sozialleistungen entsprechend.
(3) 1In der Zusammenarbeit mit gemeinnützigen und
freien Einrichtungen und Organisationen wirken die
Leistungsträger darauf hin, daß sich ihre Tätigkeit und

§§ 11– 17 SGB I: Allgemeiner Teil I
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Für jedes der Kriterien der Ziffern 5.13 bis 5.K wird zunächst die Anzahl der regelmäßig und mit durchschnittlicher
Häufigkeit durchgeführten Besuche, die wöchentlich und auf Dauer, voraussichtlich für mindestens sechs Monate,
vorkommen, und die Anzahl der regelmäßig und mit durchschnittlicher Häufigkeit durchgeführten Besuche, die
monatlich und auf Dauer, voraussichtlich für mindestens sechs Monate, vorkommen, erfasst. Jeder regelmäßige
monatliche Besuch wird mit einem Punkt gewertet. Jeder regelmäßige wöchentliche Besuch wird mit 4,3 Punkten
gewertet. Handelt es sich um zeitlich ausgedehnte Arztbesuche oder Besuche von anderen medizinischen oder
therapeutischen Einrichtungen, werden sie doppelt gewertet.

Die Punkte der Kriterien 5.12 bis 5.15 – bei Kindern bis 5.K – werden addiert. Die Kriterien der Ziffern 5.12 bis 5.15
– bei Kindern bis 5.K – werden anhand der Summe der so erreichten Punkte mit den nachstehenden Einzelpunkten
gewertet:

Summe Einzelpunkte

0 bis unter 4,3 0

4,3 bis unter 8,6 1

8,6 bis unter 12,9 2

12,9 bis unter 60 3

60 und mehr 6

Einzelpunkte für das Kriterium der Ziffer 5.16
Die Ausprägungen des Kriteriums der Ziffer 5.16 werden in den folgenden Kategorien mit den nachstehenden
Einzelpunkten gewertet:

Ziffer Kriterien
entfällt
oder

selbständig

überwiegend
selbständig

überwiegend
unselbständig unselbständig

5.16 Einhaltung einer Diät und anderer krankheits-
oder therapiebedingter Verhaltensvorschrif-
ten

0 1 2 3

Modul 6: Einzelpunkte im Bereich der Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kontakte
Das Modul umfasst sechs Kriterien, deren Ausprägungen in den folgenden Kategorien mit den nachstehenden
Punkten gewertet werden:

Ziffer Kriterien selbständig überwiegend
selbständig

überwiegend
unselbständig unselbständig

6.1 Gestaltung des Tagesablaufs und An-
passung an Veränderungen 0 1 2 3

6.2 Ruhen und Schlafen 0 1 2 3

6.3 Sichbeschäftigen 0 1 2 3

6.4 Vornehmen von in die Zukunft gerichte-
ten Planungen 0 1 2 3

6.5 Interaktion mit Personen im direkten
Kontakt 0 1 2 3

6.6 Kontaktpflege zu Personen außerhalb
des direkten Umfelds 0 1 2 3

Anlage 1 SGB XI: Soziale Pflegeversicherung XI
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Anlage 2
(zu §15)

Bewertungssystematik (Summe der Punkte und gewichtete Punkte)

Schweregrad der Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten im Modul

Module Gewichtung 0
Keine

1
Geringe

2
Erhebliche

3
Schwere

4
Schwerste

1 Mobilität 10 %

0 – 1 2 – 3 4 – 5 6 – 9 10 – 15 Summe der
Einzelpunkte
im Modul 1

0 2,5 5 7,5 10 Gewichtete
Punkte im
Modul 1

2 Kognitive und kommunika-
tive Fähigkeiten

15 %

0 – 1 2 – 5 6 – 10 11 – 16 17 – 33 Summe der
Einzelpunkte
im Modul 2

3 Verhaltensweisen und psy-
chische Problemlagen

0 1 – 2 3 – 4 5 – 6 7 – 65 Summe der
Einzelpunkte
im Modul 3

Höchster Wert aus Modul 2
oder Modul 3

0 3,75 7,5 11,25 15 Gewichtete
Punkte für
die Modu-
le 2 und 3

4 Selbstversorgung

40 % 0 – 2 3 – 7 8 – 18 19 – 36 37 – 54 Summe der
Einzelpunkte
im Modul 4

0 10 20 30 40 Gewichtete
Punkte im
Modul 4

5 Bewältigung von und selb-
ständiger Umgang mit
krankheits- oder therapie-
bedingten Anforderungen
und Belastungen

20 %

0 1 2 –3 4 – 5 6 – 15 Summe der
Einzelpunkte
im Modul 5

0 5 10 15 20 Gewichtete
Punkte im
Modul 5

6 Gestaltung des Alltagsle-
bens und sozialer Kontakte

15 %

0 1 – 3 4 – 6 7 – 11 12 – 18 Summe der
Einzelpunkte
im Modul 6

0 3,75 7,5 11,25 15 Gewichtete
Punkte im
Modul 6

7 Außerhäusliche Aktivitäten Die Berechnung einer Modulbewertung ist ent-
behrlich, da die Darstellung der qualitativen Aus-
prägungen bei den einzelnen Kriterien ausreichend
ist, um Anhaltspunkte für eine Versorgungs- und
Pflegeplanung ableiten zu können.

8 Haushaltsführung
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Bekanntmachung der ab dem 1. Januar 2025 geltenden benannten
Leistungsbeträge der Pflegeversicherung sowie weiterer Beträge nach dem

Elften Buch Sozialgesetzbuch

Vom 14. November 2024 (BAnz AT 12.12.2024 B7)

Gemäß § 30 Absatz 1 des Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) steigen die im Vierten Kapitel des SGB XI
benannten, ab 1. Januar 2024 geltenden Beträge für die Leistungen der Pflegeversicherung zum 1. Januar
2025 um 4,5 Prozent. Gemäß § 39 Absatz 2, § 42 Absatz 2 und § 87a Absatz 4 SGB XI findet § 30 SGB XI auf
die dort genannten Beträge jeweils entsprechende Anwendung. Auf Grundlage des § 30 Absatz 2 SGB XI
gebe ich bekannt, dass ab dem 1. Januar 2025 somit gilt zu:

Pflegesachleistung

gemäß § 36 Absatz 3 SGB XI:

Der Anspruch auf häusliche Pflegehilfe umfasst je Kalendermonat

1. für Pflegebedürftige des Pflegegrades 2 Leistungen bis zu einem Gesamtwert von 796 Euro,
2. für Pflegebedürftige des Pflegegrades 3 Leistungen bis zu einem Gesamtwert von 1 497 Euro,
3. für Pflegebedürftige des Pflegegrades 4 Leistungen bis zu einem Gesamtwert von 1 859 Euro,
4. für Pflegebedürftige des Pflegegrades 5 Leistungen bis zu einem Gesamtwert von 2 299 Euro.

Pflegegeld für selbst beschaffte Pflegehilfen

gemäß § 37 Absatz 1 Satz 3 SGB XI:

Das Pflegegeld beträgt je Kalendermonat

1. 347 Euro für Pflegebedürftige des Pflegegrades 2,
2. 599 Euro für Pflegebedürftige des Pflegegrades 3,
3. 800 Euro für Pflegebedürftige des Pflegegrades 4,
4. 990 Euro für Pflegebedürftige des Pflegegrades 5.

Zusätzliche Leistungen für Pflegebedürftige in ambulant betreuten Wohngruppen

gemäß § 38a Absatz 1 Satz 1 SGB XI:

Pflegebedürftige haben Anspruch auf einen pauschalen Zuschlag in Höhe von 224 Euro monatlich, wenn die
Voraussetzungen hierfür gemäß § 38a vorliegen.

Häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson

– gemäß § 39 Absatz 1 Satz 3 SGB XI:
Die Aufwendungen der Pflegekasse können sich im Kalenderjahr auf bis zu 1 685 Euro belaufen, wenn die
Ersatzpflege durch andere Pflegepersonen sichergestellt wird als solche, die mit dem Pflegebedürftigen bis zum
zweiten Grade verwandt oder verschwägert sind oder die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben.

– gemäß § 39 Absatz 2 Satz 1 SGB XI:
Der Leistungsbetrag nach Absatz 1 Satz 3 kann um bis zu 843 Euro aus noch nicht in Anspruch genommenen
Mitteln der Kurzzeitpflege nach § 42 Absatz 2 Satz 2 auf insgesamt bis zu 2 528 Euro im Kalenderjahr erhöht
werden.

– gemäß § 39 Absatz 2 Satz 3 SGB XI:
Auf den in Satz 1 genannten Erhöhungsbetrag von bis zu 843 Euro findet § 30 Absatz 1 und 2 entsprechende
Anwendung.

Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde Maßnahmen

– gemäß § 40 Absatz 2 Satz 1 SGB XI:
Die Aufwendungen der Pflegekassen für zum Verbrauch bestimmte Pflegehilfsmittel dürfen monatlich den Betrag
von 42 Euro nicht übersteigen.

– gemäß § 40 Absatz 4 Satz 2 bis 4 SGB XI:
Die Zuschüsse dürfen einen Betrag in Höhe von 4 180 Euro je Maßnahme nicht übersteigen. Leben mehrere
Pflegebedürftige in einer gemeinsamen Wohnung, dürfen die Zuschüsse für Maßnahmen zur Verbesserung des
gemeinsamen Wohnumfeldes einen Betrag in Höhe von 4 180 Euro je Pflegebedürftigen nicht übersteigen. Der
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Gesamtbetrag je Maßnahme nach Satz 3 ist auf 16 720 Euro begrenzt und wird bei mehr als vier Anspruchsbe-
rechtigten anteilig auf die Versicherungsträger der Anspruchsberechtigten aufgeteilt.

Leistungsanspruch beim Einsatz digitaler Pflegeanwendungen

gemäß § 40b Absatz 1 SGB XI:

Bewilligt die Pflegekasse die Versorgung mit einer digitalen Pflegeanwendung, hat die pflegebedürftige
Person Anspruch auf die Erstattung von Aufwendungen für digitale Pflegeanwendungen nach § 40a sowie
auf Leistungen für die Inanspruchnahme von ergänzenden Unterstützungsleistungen ambulanter Pflege-
einrichtungen nach § 39a bis zur Höhe von insgesamt 53 Euro im Monat.

Tagespflege und Nachtpflege

gemäß § 41 Absatz 2 Satz 2 SGB XI:

Der Anspruch auf teilstationäre Pflege umfasst je Kalendermonat

1. für Pflegebedürftige des Pflegegrades 2 einen Gesamtwert bis zu 721 Euro,
2. für Pflegebedürftige des Pflegegrades 3 einen Gesamtwert bis zu 1 357 Euro,
3. für Pflegebedürftige des Pflegegrades 4 einen Gesamtwert bis zu 1 685 Euro,
4. für Pflegebedürftige des Pflegegrades 5 einen Gesamtwert bis zu 2 085 Euro.

Kurzzeitpflege

– gemäß § 42 Absatz 2 Satz 2 SGB XI:
Die Pflegekasse übernimmt die pflegebedingten Aufwendungen einschließlich der Aufwendungen für Betreuung
sowie die Aufwendungen für Leistungen der medizinischen Behandlungspflege bis zu dem Gesamtbetrag von
1 854 Euro im Kalenderjahr.

– gemäß § 42 Absatz 2 Satz 3 SGB XI:
Der Leistungsbetrag nach Satz 2 kann um bis zu 1 685 Euro aus noch nicht in Anspruch genommenen Mitteln der
Verhinderungspflege nach § 39 Absatz 1 Satz 3 auf insgesamt bis zu 3 539 Euro im Kalenderjahr erhöht werden.

– gemäß § 42 Absatz 2 Satz 5 SGB XI:
Auf den in Satz 3 genannten Erhöhungsbetrag von bis zu 1 685 Euro findet § 30 Absatz 1 und 2 entsprechende
Anwendung.

Vollstationäre Pflege

– gemäß § 43 Absatz 2 Satz 2 SGB XI:
Der Anspruch beträgt je Kalendermonat
1. 805 Euro für Pflegebedürftige des Pflegegrades 2,
2. 1 319 Euro für Pflegebedürftige des Pflegegrades 3,
3. 1 855 Euro für Pflegebedürftige des Pflegegrades 4,
4. 2 096 Euro für Pflegebedürftige des Pflegegrades 5.

– gemäß § 43 Absatz 3 SGB XI:
Wählen Pflegebedürftige des Pflegegrades 1 vollstationäre Pflege, erhalten sie für die in Absatz 2 Satz 1 genannten
Aufwendungen einen Zuschuss in Höhe von 131 Euro monatlich.

Pauschalleistung für die Pflege von Menschen mit Behinderungen

gemäß § 43a Satz 2 SGB XI:

Die Aufwendungen der Pflegekasse dürfen im Einzelfall je Kalendermonat 278 Euro nicht überschreiten.

Entlastungsbetrag

gemäß § 45b Absatz 1 Satz 1 SGB XI:

Pflegebedürftige in häuslicher Pflege haben Anspruch auf einen Entlastungsbetrag in Höhe von bis zu
131 Euro monatlich.

Anschubfinanzierung zur Gründung von ambulant betreuten Wohngruppen

gemäß § 45e Absatz 1 Satz 1 und 2 SGB XI:

Zur Förderung der Gründung von ambulant betreuten Wohngruppen wird Pflegebedürftigen, die Anspruch
auf Leistungen nach § 38a haben und die an der gemeinsamen Gründung beteiligt sind, für die altersgerechte

XI.30 Bekanntmachung SGB XI – Leistungsbeträge ab 1.1.2025

XI

1300 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


oder barrierearme Umgestaltung der gemeinsamen Wohnung zusätzlich zu dem Betrag nach § 40 Absatz 4
einmalig ein Betrag von bis zu 2 613 Euro gewährt. Der Gesamtbetrag ist je Wohngruppe auf 10 452 Euro
begrenzt und wird bei mehr als vier Anspruchsberechtigten anteilig auf die Versicherungsträger der An-
spruchsberechtigten aufgeteilt.

Berechnung und Zahlung des Heimentgelts

gemäß § 87a Absatz 4 Satz 1 SGB XI:

Pflegeeinrichtungen, die Leistungen im Sinne des § 43 erbringen, erhalten von der Pflegekasse zusätzlich den
Betrag von 3 085 Euro, wenn der Pflegebedürftige nach der Durchführung aktivierender oder rehabilitativer
Maßnahmen in einen niedrigeren Pflegegrad zurückgestuft wurde oder festgestellt wurde, dass er nicht mehr
pflegebedürftig im Sinne der §§ 14 und 15 ist.

Vergleich Rechtslage bis 31. Dezember 2024 und ab 1. Januar 2025

Damit ergeben sich im Vergleich zur Rechtslage am 31. Dezember 2024 ab dem 1. Januar 2025 die nach-
folgend dargestellten Änderungen:

Pflegesachleistung
gemäß § 36 Absatz 3 SGB XI

Pflegegeld für selbst beschaffte Pflegehilfen
gemäß § 37 Absatz 1 Satz 3 SGB XI

bis 31. 12. 2024 ab 01. 01. 2025 bis 31. 12. 2024 ab 01. 01. 2025

Pflegegrad 1 0 E 0 E 0 E 0 E
Pflegegrad 2 761 E 796 E 332 E 347 E
Pflegegrad 3 1 432 E 1 497 E 573 E 599 E
Pflegegrad 4 1 778 E 1 859 E 765 E 800 E
Pflegegrad 5 2 200 E 2 299 E 947 E 990 E

Zusätzliche Leistungen für Pflegebedürftige in
ambulant betreuten Wohngruppen

gemäß § 38a Absatz 1 Satz 1 SGB XI

Häusliche Pflege bei Verhinderung der
Pflegeperson, Leistungsbetrag

gemäß § 39 Absatz 1 Satz 3 SGB XI

bis
31. 12. 2024

ab
01. 01. 2025

bis
31. 12. 2024

ab
01. 01. 2025

Pflegegrad 1 214 E 224 E 0 E 0 E
Pflegegrad 2 214 E 224 E 1 612 E 1 685 E
Pflegegrad 3 214 E 224 E 1 612 E 1 685 E
Pflegegrad 4 214 E 224 E 1 612 E 1 685 E
Pflegegrad 5 214 E 224 E 1 612 E 1 685 E

Häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson,
Leistungsbetrags-Übertragungsmöglichkeit gemäß § 39 Absatz 2 SGB XI*

bis
31. 12. 2024

ab
01. 01. 2025

Der Leistungsbetrag nach Absatz 1 Satz 3 kann um bis
zu 806 Euro aus noch nicht in Anspruch genommenen
Mitteln der Kurzzeitpflege nach § 42 Absatz 2 Satz 2
auf insgesamt bis zu 2 418 Euro im Kalenderjahr er-
höht werden. Der für die Verhinderungspflege in An-
spruch genommene Erhöhungsbetrag wird auf den
Leistungsbetrag für eine Kurzzeitpflege nach § 42
Absatz 2 Satz 2 angerechnet. Auf den in Satz 1 ge-
nannten Erhöhungsbetrag von bis zu 806 Euro findet
§ 30 Absatz 1 und 2 entsprechende Anwendung.

Der Leistungsbetrag nach Absatz 1 Satz 3 kann um bis
zu 843 Euro aus noch nicht in Anspruch genommenen
Mitteln der Kurzzeitpflege nach § 42 Absatz 2 Satz 2
auf insgesamt bis zu 2 528 Euro im Kalenderjahr er-
höht werden. Der für die Verhinderungspflege in An-
spruch genommene Erhöhungsbetrag wird auf den
Leistungsbetrag für eine Kurzzeitpflege nach § 42 Ab-
satz 2 Satz 2 angerechnet. Auf den in Satz 1 genann-
ten Erhöhungsbetrag von bis zu 843 Euro findet § 30
Absatz 1 und 2 entsprechende Anwendung.
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